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Hammer Leitlinien
Leitlinien des Oberlandesgerichts Hamm zum Unterhaltsrecht

(Stand 1. Juli 2003)

Vorbemerkung
Die Leitlinien sind von den Familiensenaten des Ober-
landesgerichts Hamm erarbeitet worden, um eine m�g-
lichst einheitliche Rechtsprechung im gesamten OLG-
Bezirk zu erzielen. Sie stellen keine verbindlichen
Regeln dar --- das verbietet sich schon mit R�cksicht
auf die richterliche Unabh�ngigkeit --- und sollen dazu
beitragen, angemessene L�sungen zu finden, ohne den
Spielraum einzuengen, der erforderlich ist, um den
jeweiligen Besonderheiten des Einzelfalls gerecht zu
werden.
Die vorliegende Fassung wurde durchgehend �ber-
arbeitet und in Teilbereichen erg�nzt. Um eine ein-
fachere Handhabung zu gew�hrleisten und die Ver-
gleichbarkeit der Ausf�hrungen der verschiedenen
Oberlandesgerichte zu den einzelnen Grunds�tzen zu
erleichtern, ist die unter allen Oberlandesgerichten be-
sprochene bundeseinheitliche Struktur der Leit-
linien zugrunde gelegt worden. Hierdurch ergeben sich
weitgehende Umstellungen, w�hrend sich die inhalt-
lichen �nderungen auf die Anpassung an die neue
h�chstrichterliche Rechtsprechung beschr�nken. So-
weit unter einzelnen Ziffern keine Ausf�hrungen ent-
halten sind, soll zu dem entsprechenden Punkt zurzeit
keine Aussage gemacht werden.

Unterhaltsrechtliches Einkommen

1. Geldeinnahmen
1.1 Auszugehen ist von einem durchschnittlichen

Jahresbruttoeinkommen einschließlich Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld sowie sonstigen
Zuwendungen, auch Sachbez�gen und Ge-
winnbeteiligungen.

1.2 H�here einmalige Zuwendungen (z. B. Jubi-
l�umszulagen) k�nnen auf einen l�ngeren Zeit-
raum verteilt werden. Abfindungen sind regel-
m�ßig auf einen angemessenen Zeitraum zur
Aufrechterhaltung des bisherigen Lebensstan-
dards umzulegen.

1.3 �berstundenverg�tungen sind Einkommen,
wenn die �berstunden entweder in geringem
Umfang anfallen oder berufstypisch sind. Ver-
g�tungen f�r �berstunden, die deutlich �ber
dieses �bliche Maß hinausgehen, sind nach
Billigkeitsgesichtspunkten und unter Ber�ck-
sichtigung der Umst�nde des Einzelfalles so-
wie des in § 1577 Abs. 2 BGB zum Ausdruck
kommenden Rechtsgedankens anzurechnen.
Beim Ehegattenunterhalt sind �berstundenver-
g�tungen nach vorstehender Maßgabe bedarfs-
bestimmend zu ber�cksichtigen, wenn sie be-

reits die intakten Lebensverh�ltnisse mitge-
pr�gt haben.

Die gleichen Erw�gungen gelten f�r Eink�nfte
aus einer Nebent�tigkeit, die neben einer voll-
schichtigen Erwerbst�tigkeit ausge�bt wird.

1.4 �ber die Anrechenbarkeit von Ausl�sungen
und Spesen ist nach Maßgabe des Einzelfalls
zu entscheiden. Im Zweifel kann davon aus-
gegangen werden, dass eine Ersparnis eintritt,
die mit einem Drittel der Nettobetr�ge zu be-
werten und insoweit dem anrechenbaren Ein-
kommen zuzurechnen ist.

1.5 Einkommen aus selbst�ndiger T�tigkeit ist
anhand der Gewinn- und Verlustrechnungen
bzw. der Einnahmen-�berschuss-Rechnungen
zu ermitteln. Zum Ausgleich von Schwankun-
gen oder zur Feststellung eines Trends (Anlauf-
phase zu Beginn der selbst�ndigen T�tigkeit
bzw. anhaltende Abw�rtsentwicklung) ist auf
einen mehrj�hrigen Zeitraum abzustellen; in
der Regel sind hierzu drei Jahre ausreichend,
w�hrend bei erheblichem Einkommensr�ck-
gang oder Anhaltspunkten f�r Manipulationen
zur �berpr�fung weitere Jahrg�nge einbezogen
werden k�nnen. In diesem Zusammenhang
kann den Entnahmen eine Indizwirkung zu-
kommen.

1.6 Einnahmen aus Vermietung und Verpach-
tung und aus Kapitalverm�gen

1.6.1 Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung
sind --- vermindert um die Aufwendungen zur
Finanzierung und Erhaltung des Objektes ---
Einkommen. Die Ber�cksichtigungsf�higkeit
von Tilgungsleistungen richtet sich nach den
Umst�nden des Einzelfalles. AfA-Betr�ge sind
f�r Geb�ude nicht abzusetzen.

1.6.2 Einnahmen aus Kapitalverm�gen sind nach
Abzug der Werbungskosten als Einkommen
zu ber�cksichtigen.

1.7 Steuererstattungen bzw. Steuernachzahlun-
gen sind grunds�tzlich auf das Zahlungsjahr
umzulegen. Es besteht die Obliegenheit,
m�gliche Steuervorteile in Anspruch zu neh-
men. Dies gilt auch f�r das Realsplitting; dies-
bez�glich ist im laufenden Kalenderjahr die
Eintragung eines Freibetrages auf der Lohn-
steuerkarte aber nur zu veranlassen, wenn die
betreffende Belastung auch der H�he nach fest-
steht.

1.8 Sonstige Einnahmen (z. B. Trinkgelder).
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2. Sozialleistungen
2.1 Arbeitslosengeld, Krankengeld und Kran-

kentagegeld sind Einkommen.

2.2 Arbeitslosenhilfe ist Einkommen mit Ausnah-
me bei Zahlung an den Berechtigten, soweit
dessen Unterhaltsanspruch auf den Leistungs-
tr�ger �bergegangen ist oder noch �bergeleitet
werden kann (§ 203 SGB III).

2.3 Wohngeld ist Einkommen, soweit es nicht
�berh�hte Wohnkosten deckt.

2.4 BAf�G-Leistungen sind mit Ausnahme von
Vorausleistungen nach §§ 36, 37 BAf�G Ein-
kommen. Das gilt in der Regel auch dann,
wenn sie als Darlehen gew�hrt werden.

2.5 Erziehungsgeld ist nur ausnahmsweise als
Einkommen zu behandeln (§ 9 S. 2 BErzGG).

2.6 Unfall- und Versorgungsrenten sind Einkom-
men.

2.7 Leistungen aus der Pflegeversicherung, Blin-
dengeld und �hnliche Sozialleistungen sind
Einkommen, wobei § 1610 a BGB zu beachten
ist.

2.8 Pflegegeld nach dem PflegeversicherungsG
(§§ 33ff. SGB XI), das an den Pflegenden
weitergeleitet wird, ist nur unter den Voraus-
setzungen des § 13 Abs. 6 SGB XI Einkom-
men. Pflegegeld nach §§ 69 a ff. BSHG f�r
eigene schwerbehinderte Kinder und nach
§ 39 KJHG (SGB VIII) f�r die Aufnahme
fremder Kinder ist mit seinem im Einzelfall
zu bemessenden Verg�tungsanteil Einkom-
men.

2.9 Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz
(BGBl. I 2001, 1310, 1335) sind Einkommen
beim Verwandtenunterhalt (§§ 1, 2 GSiG).

2.10 Sozialhilfe ist in der Regel kein Einkommen.
Allerdings kann die Geltendmachung r�ckst�n-
digen Unterhalts neben bereits gew�hrter So-
zialhilfe ausnahmsweise treuwidrig sein, wenn
dies wegen eines gesetzlichen Ausschlusses
des Anspruchs�berganges auf den Sozialhilfe-
tr�ger zu einer doppelten Befriedigung des Be-
rechtigten f�hren w�rde.

2.11 F�r den Unterhaltsvorschuss gelten die Aus-
f�hrungen unter Ziffer 2.10.

3. Kindergeld
Das staatliche Kindergeld z�hlt nicht zum be-
darfspr�genden Einkommen. Es ist nach
§ 1612 b BGB unter den Eltern bei der Bemes-
sung des Kindesunterhalts auszugleichen.
Grunds�tzlich erfolgt eine h�lftige Anrechnung
des Kindergeldes auf den Tabellenunterhalt,
§ 1612 b Abs. 1 BGB. Nach Absatz 5 dieser

Vorschrift unterbleibt jedoch eine Anrechnung
des Kindergeldes, soweit der Pflichtige außer-
stande ist, Unterhalt in H�he von 135 % des
Regelbetrags zu leisten (siehe Kindergeldan-
rechnungstabelle im Anhang II).

Kinderzulagen und Kinderzusch�sse zur
Rente sind, wenn die Gew�hrung des staatli-
chen Kindergeldes entf�llt, in H�he des fikti-
ven Kindergeldes wie Kindergeld zu behandeln
(§§ 65 EStG; 1612 c BGB).

4. Geldwerte Zuwendungen des Arbeit-
gebers
Geldwerte Zuwendungen des Arbeitgebers al-
ler Art, z. B. Firmenwagen oder freie Kost und
Logis, sind Einkommen, soweit sie entspre-
chende Aufwendungen ersparen.

5. Wohnwert
5.1 Der Vorteil des mietfreien Wohnens im eige-

nen Haus oder in der Eigentumswohnung
--- Wohnvorteil --- ist als wirtschaftliche Nut-
zung des Verm�gens wie Einkommen zu be-
handeln.

5.2 Im Ehegattenunterhalt ist w�hrend der Tren-
nungszeit der Wohnvorteil des bleibenden
Ehegatten entsprechend der nur noch einge-
schr�nkten Nutzung mit dem sog. angemesse-
nen Wohnwert anzusetzen. Dieser richtet sich
nach dem Mietpreis auf dem �rtlichen Woh-
nungsmarkt f�r eine den ehelichen Lebensver-
h�ltnissen angemessene kleinere Wohnung.
Die verbrauchsunabh�ngigen Grundst�cks-
lasten und der Finanzierungsaufwand (unter
Ber�cksichtigung der staatlichen Eigenheim-
f�rderung) mindern den angemessenen Wohn-
wert.

5.3 Nach der Scheidung richtet sich der Wohnvor-
teil bei der Bedarfsbemessung (§ 1578 BGB)
nach dem objektiven oder vollen Mietwert
(Marktmiete) unter Abzug verbrauchsunabh�n-
giger Grundst�ckslasten und etwaigen Finan-
zierungsaufwandes (Zinsen und Tilgung) sowie
unter Ber�cksichtigung der staatlichen Eigen-
heimf�rderung. Nach der Ver�ußerung des Fa-
milienheimes treten die tats�chlichen bzw. die
erzielbaren Eink�nfte aus dem Erl�s an die
Stelle des Wohnwertes, ohne auf diesen be-
schr�nkt zu sein.

5.4 Auch bei der Beurteilung der Leistungsf�hig-
keit bzw. Bed�rftigkeit ist nach der Scheidung
--- ggf. auch schon nach langer Trennungszeit ---
grunds�tzlich auf den objektiven oder vollen
Mietwert abzustellen. In welchem Umfang ---
neben den verbrauchsunabh�ngigen Grund-
st�ckslasten --- auch der Finanzierungsaufwand
den Wohnwert mindert, muss im Einzelfall
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nach den allgemeinen Regeln �ber die Ber�ck-
sichtigung von Schulden (Ziffer 10.4) entschie-
den werden. Ist dem verbleibenden Ehegatten
ausnahmsweise eine Verwertung (durch Teil-
oder Vollvermietung oder Ver�ußerung) nicht
m�glich oder nicht zumutbar, wird --- wie im
Trennungsunterhalt --- nur der angemessene
Wohnwert angesetzt.

5.5 Im Kindesunterhalt bemisst sich der Wohn-
vorteil des pflichtigen Elternteils nach dem
vollen Mietwert. W�hrend der Trennungszeit
der Eltern kann es jedoch wegen der noch nicht
bestehenden Verwertungsobliegenheit geboten
sein, nur den angemessenen Wohnwert anzu-
setzen. Grundst�ckslasten und Finanzierungs-
aufwand sind regelm�ßig in vollem Umfang zu
ber�cksichtigen. In engen wirtschaftlichen
Verh�ltnissen kann der Tilgungsanteil als Ver-
m�gensbildung außer Ansatz bleiben.

6. Haushaltsf�hrung/Zusammenleben
6.1 F�r die unentgeltliche F�hrung des Haus-

halts eines leistungsf�higen Dritten, insbe-
sondere eines neuen Partners, ist eine angemes-
sene Verg�tung zu fingieren und als Einkom-
men zu ber�cksichtigen. Dieses kann im Falle
einer Vollversorgung mit Betr�gen von 250 e

bis 500 e angesetzt werden.

6.2 Das Zusammenleben in einer h�uslichen Ge-
meinschaft kann unter dem Gesichtspunkt er-
sparter Wohn- und Haushaltskosten nach den
Umst�nden des Einzelfalles die Bed�rftigkeit
mindern bzw. die Leistungsf�higkeit steigern.
Vgl. auch Nr. 21.5.

7. Einkommen aus �berobligatorischer
(unzumutbarer) Erwerbst�tigkeit
Einkommen aus �berobligatorischer Erwerbs-
t�tigkeit kann nach Billigkeit ganz oder teil-
weise unber�cksichtigt bleiben. Vgl. im �bri-
gen Nr. 1.3 sowie Nr. 17.1 und 17.3.

8. Freiwillige Leistungen Dritter
Freiwillige Leistungen Dritter (z. B. Geldleis-
tungen, Wohnungsgew�hrung) sind regelm�ßig
nicht als Einkommen zu ber�cksichtigen, es sei
denn die Ber�cksichtigung entspricht demWil-
len des zuwendenden Dritten. Im Mangelfall
kann jedoch bei der Beurteilung der Leistungs-
f�higkeit bzw. Bed�rftigkeit eine Anrechnung
derartiger Leistungen auch gegen den Willen
des Zuwendenden erwogen werden.

9. Einkommensfiktion
Zum Einkommen k�nnen auch Eink�nfte zu
rechnen sein, die aufgrund einer unterhalts-
rechtlichen Obliegenheit erzielt werden m�ss-
ten, aber tats�chlich nicht erzielt werden.

10. Bereinigung des Einkommens
10.1 In dem jeweiligen Jahr gezahlte Steuern auf

das Einkommen und notwendigeVorsorgeauf-
wendungen sind vom Bruttoeinkommen abzu-
ziehen. Hierzu z�hlen Aufwendungen f�r Kran-
ken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversi-
cherung. Kapitallebensversicherungen sind
--- neben der gesetzlichen Rentenversiche-
rung --- in der Regel nicht notwendig. Auf
Nr. 1.7 wird verwiesen.

10.2 Berufsbedingte Aufwendungen

10.2.1 Notwendige berufsbedingte Aufwendungen
von Gewicht mindern das Einkommen, soweit
sie konkret dargelegt werden.

10.2.2 F�r Fahrten von der Wohnung zum Arbeits-
platz sind --- jedenfalls in engen wirtschaft-
lichen Verh�ltnissen --- in der Regel nur die
Kosten �ffentlicher Verkehrsmittel absetzbar.
Ist die Benutzung �ffentlicher Verkehrsmittel
unzumutbar, sind die Kosten der Pkw-Nutzung
in der Regel mit 0,24 e je Kilometer (Formel:
Entfernungskilometer 6 2 6 0,24 e 6 220
Arbeitstage : 12 Monate) abzugsf�hig. Wenn
die einfache Entfernung �ber 30 Kilometer hin-
ausgeht, wird von der Mehrheit der Senate
empfohlen, die weiteren Kilometer wegen der
eintretenden Kostenersparnis nur mit den Be-
triebskosten von 0,09 e/km anzusetzen. Neben
den Fahrtkosten sind regelm�ßig keine weite-
ren Kosten (etwa f�r Kredite oder Reparaturen)
abzugsf�hig.

10.2.3 Bei einem Auszubildenden sind in der Regel
85 e als Ausbildungsaufwand abzuziehen
(Nr. 12.2), soweit dieser Aufwand nicht bereits
in dem Bedarfssatz enthalten ist (Nr. 13.1.2).

10.3 Das Einkommen aus einer neben der Kinder-
betreuung ausge�bten �berobligatorischen Er-
werbst�tigkeit kann um den notwendigen, kon-
kret dargelegten Aufwand f�r die Betreuung
des Kindes vermindert werden. Fallen keine
konkreten Betreuungskosten an, kann --- sofern
besondere Erschwernisse dargelegt werden ---
ein Betreuungsbonus belassen werden, dessen
H�he sich nach dem Alter des Kindes richtet,
jedoch den jeweiligen Bedarfssatz des Barun-
terhalts nicht erreicht. Das gilt ebenfalls bei der
Pr�fung der Frage, ob der betreuende Elternteil
auch zu dessen Barunterhalt beitragen muss
(§ 1603 Abs. 2 S. 3 BGB). Auf Nr. 12.3 wird
verwiesen.

10.4 Schulden

10.4.1 Schulden k�nnen das anrechenbare Einkom-
men vermindern. Beim Ehegattenunterhalt sind
Verbindlichkeiten nur dann bedarfsbestim-
mend, wenn sie schon die ehelichen Lebens-
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verh�ltnisse gepr�gt haben. Andernfalls beein-
flussen sie nur die Leistungsf�higkeit bzw. die
Bed�rftigkeit. Soweit die Verbindlichkeiten
noch bei intakter Ehe eingegangen sind oder
ihre Begr�ndung als Folge der Trennung oder
aus sonstigen Gr�nden unumg�nglich war,
k�nnen sie in der Regel nach einer den Billig-
keitsgrunds�tzen entsprechenden Gesamtabw�-
gung der Einzelfallumst�nde in angemessenen
Raten (Zinsen und Tilgung) im Rahmen eines
vern�nftigen Tilgungsplans abzugsf�hig sein.

10.4.2 Beim Unterhalt f�r minderj�hrige und privile-
gierte vollj�hrige Kinder sind Schulden nach
obiger Maßgabe regelm�ßig nur dann voll be-
r�cksichtigungsf�hig, wenn der Regelbetrag si-
chergestellt wird. Andernfalls ist lediglich ein
Anwachsen der Verbindlichkeiten zu vermei-
den (nur Abzug von Kreditzinsen).

10.5 Unterhaltsleistungen

10.6 Verm�genswirksame Leistungen vermindern
das Einkommen nicht. Jedoch sind dem Pflich-
tigen bzw. Berechtigten etwaige Zusatzleistun-
gen des Arbeitgebers f�r die verm�genswirk-
same Anlage (mit dem Nettobetrag) sowie die
staatliche Sparzulage voll zu belassen.

Kindesunterhalt

11. Bemessungsgrundlage
(Tabellenunterhalt)
Der Barunterhalt minderj�hriger sowie noch
im Haushalt eines Elternteils lebender voll-
j�hriger unverheirateter Kinder ist der Unter-
haltstabelle (D�sseldorfer Tabelle) zu entneh-
men (siehe Anhang I).

11.1 In den Tabellens�tzen sind Beitr�ge zur Kran-
ken- und Pflegeversicherung nicht enthalten.

11.2 Eingruppierung

11.2.1 Die Tabellens�tze sind auf den Fall zugeschnit-
ten, dass der Pflichtige einem Ehegatten und
zwei Kindern Unterhalt zu gew�hren hat. Bei
einer gr�ßeren Anzahl von Berechtigten k�n-
nen Abschl�ge, bei einer geringeren Anzahl
Zuschl�ge --- durch Einstufung in h�here/nied-
rigere Gruppen --- angemessen sein. Besteht
eine Unterhaltspflicht lediglich gegen�ber ei-
nem Kind (also nicht auch gegen�ber einem
Ehegatten und einem weiteren Kind), kann eine
H�hergruppierung um mehr als nur eine Ein-
kommensgruppe in Betracht kommen. Eine
Eingruppierung in eine h�here Einkommens-
gruppe setzt jedoch voraus, dass dem Pflichti-
gen nach Abzug des Tabellenkindesunterhalts
und des Ehegattenunterhalts der f�r die h�here
Einkommensgruppe maßgebende Bedarfskon-
trollbetrag (Nr. 11.2.2) verbleibt.

11.2.2 Der Kindesunterhalt muss in einem angemes-
senen Verh�ltnis zu dem Betrag stehen, der
dem Pflichtigen nach Abzug des Kindes- und
des Ehegattenunterhaltes f�r den eigenen Be-
darf verbleibt (Bedarfskontrollbetrag). Wird
der Bedarfskontrollbetrag unterschritten, ist der
Unterhalt der n�chst niedrigeren Einkommens-
gruppe, deren Bedarfskontrollbetrag gewahrt
wird, zu entnehmen. In den ersten sechs Ein-
kommensgruppen der Unterhaltstabelle ist der
Bedarfskontrollbetrag wegen der Kindergeld-
anrechnungsvorschrift des § 1612 b Abs. 5
BGB weitgehend ohne Bedeutung.

12. Minderj�hrige Kinder
12.1 Der Betreuungsunterhalt im Sinne des § 1606

Abs. 3 S. 2 BGB entspricht wertm�ßig in der
Regel dem vollen Barunterhalt.

12.2 Einkommen des Kindes wird bei beiden Eltern
h�lftig angerechnet. Die Ausbildungsverg�tung
ist --- nach K�rzung um den ausbildungsbeding-
ten Mehrbedarf (Nr. 10.2.3) --- als Einkommen
zu behandeln.

12.3 Der Elternteil, der in seinem Haushalt ein min-
derj�hriges unverheiratetes Kind betreut,
braucht deshalb neben dem anderen Elternteil
regelm�ßig keinen Barunterhalt zu leisten.
Er kann jedoch auch barunterhaltspflichtig
sein, wenn sein Einkommen bedeutend h�her
als das des anderen Elternteils ist oder wenn
sein eigener angemessener Unterhaltsbedarf
(1.000 e) bei zus�tzlicher Leistung auch des
Barunterhalts nicht unterschritten wird, w�h-
rend der an sich allein barunterhaltspflichtige
Elternteil hierzu ohne Beeintr�chtigung seines
eigenen angemessenen Unterhaltsbedarfs nicht
in der Lage ist (§ 1603 Abs. 2 S. 3 BGB).

12.4 Zusatzbedarf

13. Vollj�hrige Kinder
13.1.1 Vollj�hrige Kinder, die noch im Haushalt der

Eltern oder eines Elternteils leben, erhalten,
wenn keine besonderen Umst�nde vorliegen,
den Tabellenbetrag der vierten Altersstufe. Ihr
Bedarf bestimmt sich nach dem zusammenge-
rechneten Einkommen der Eltern aus der Un-
terhaltstabelle (dazu Nr. 11), und zwar ohne
Abzug wegen doppelter Haushaltsf�hrung.
Diese Grunds�tze finden auch auf privilegierte
vollj�hrige Kinder (§ 1603 Abs. 2 S. 2 BGB)
Anwendung.

13.1.2 Der Bedarf eines Studenten betr�gt bei aus-
w�rtiger Unterbringung in der Regel 600 e.
Dieser Bedarfssatz kann auch f�r ein Kind
mit eigenem Hausstand angesetzt werden.
Ein eigener Kranken- bzw. Pflegeversiche-
rungsbeitrag ist in diesem Betrag nicht enthal-
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ten. Dagegen sind in dem Bedarfssatz ausbil-
dungs- bzw. berufsbedingte Aufwendungen bis
zu einem Betrag von monatlich 85 e enthalten.

13.2 Einkommen des Kindes, auch BAf�G-Darle-
hen und Ausbildungsbeihilfen, werden --- ge-
k�rzt um ausbildungsbedingte Aufwendungen
(vgl. Nr. 10.2.3) --- auf den Bedarf angerechnet.

13.3 Beiderseitige Barunterhaltspflicht/Haftungsan-
teil

13.3.1 Die Haftungsanteile der Eltern (§ 1606
Abs. 3 S. 1 BGB), die f�r ein vollj�hriges Kind
unterhaltspflichtig sind, bestimmen sich nach
dem Verh�ltnis ihrer anrechenbaren Einkom-
men abz�glich ihres angemessenen Selbstbe-
halts (1.000 e) und abz�glich der Unterhalts-
leistungen an vorrangig Berechtigte.

13.3.2 F�r die Unterhaltspflicht gegen�ber privile-
gierten vollj�hrigen Kindern i. S. d. § 1603
Abs. 2 S. 2 BGB bemessen sich die Haftungs-
anteile der Eltern nach dem Verh�ltnis ihrer
anrechenbaren Einkommen abz�glich ihres
notwendigen Selbstbehalts (730 e bzw.
840 e). Die Barunterhaltspflichten gegen�ber
minderj�hrigen Kindern sind auch in diesem
Fall vorweg abzuziehen. Hiervon kann im Ein-
zelfall abgesehen werden, wenn der Vorweg-
abzug zu einem unbilligen Ergebnis f�hrt, wie
z. B. bei der Ber�cksichtigung nicht gemein-
samer minderj�hriger Kinder.

13.3.3 Ein Elternteil hat jedoch in der Regel h�chstens
den Unterhalt zu leisten, der sich allein nach
seinem Einkommen aus der Unterhaltstabelle
ergibt.

14. Zur Verrechnung des Kindergeldes
siehe Nr. 3.

Ehegattenunterhalt

15. Unterhaltsbedarf
15.1 Bedarfspr�gung durch die ehelichen Lebens-

verh�ltnisse

Der Anspruch eines Ehegatten wird begrenzt
durch den Bedarf nach den ehelichen Lebens-
verh�ltnissen (§ 1578 BGB), die durch die
ehepr�genden Eink�nfte und sonstigen verm�-
genswerten Vorteile beider Ehegatten be-
stimmt werden. Ehepr�gendes Einkommen
k�nnen auch solche Erwerbseink�nfte sein,
die ein Ehegatte erstmals nach der Trennung
oder der Scheidung erzielt oder pflichtwidrig
zu erzielen unterl�sst. Renten sind unabh�ngig
davon, ob sie auf Anwartschaften beruhen, die
vor, w�hrend oder nach der Ehe oder aufgrund
des Versorgungsausgleichs erworben worden
sind, als ehepr�gende Eink�nfte zu behandeln.

Auch Ertr�ge aus dem Erl�s aus der Ver�uße-
rung des Familienheimes sind bedarfspr�gend
(vgl. Nr. 5.3).

15.2 Halbteilung, Erwerbst�tigenbonus und Be-
rechnungsmethoden

15.2.1 Es gilt der Halbteilungsgrundsatz, wobei
jedoch Erwerbseink�nfte nur zu 6/7 zu ber�ck-
sichtigen sind (Abzug von 1/7 Erwerbst�tigen-
bonus vom bereinigten Einkommen). Besteht
Anspruch auf angemessenen Unterhalt
(§§ 1361, 1569 ff. BGB; 58 EheG), schuldet
der Pflichtige danach in der Regel 3/7 seines
verteilungsf�higen Erwerbseinkommens und
1/2 seiner sonstigen anrechenbaren Eink�nfte.

15.2.2 Hat der Berechtigte eigenes ehepr�gendes Er-
werbseinkommen, kann er 3/7 des Unter-
schiedsbetrages zum Erwerbseinkommen des
Pflichtigen und 1/2 des Unterschiedsbetrages
sonstiger ehepr�gender Eink�nfte beider Ehe-
gatten beanspruchen (Differenzmethode).
Nichtpr�gende Eink�nfte des Berechtigten
werden --- Erwerbseink�nfte nur zu 6/7 --- auf
die 3/7- bzw. 1/2-Quote angerechnet (Anrech-
nungsmethode).

15.2.3 Bei der Berechnung des Erwerbst�tigenbonus
und der Quote von 3/7 bzw. 1/2 ist von den
Mitteln auszugehen, die den Ehegatten nach
Vorwegabzug ihrer zu ber�cksichtigenden Ver-
bindlichkeiten (z. B. Beitr�ge zur Alters-,
Kranken- und Pflegeversicherung, Kredit- und
Sparraten, berufsbedingte Aufwendungen) und
des Kindesunterhalts (Tabellenbetrag) noch f�r
den Verbrauch zur Verf�gung stehen.

15.2.4 Beim Zusammentreffen von Erwerbseinkom-
men mit anderen Eink�nften empfiehlt sich
aus Gr�nden der �bersichtlichkeit die Anwen-
dung der Additionsmethode, die zum gleichen
Ergebnis f�hrt wie die Differenzmethode (Bei-
spiel zu den Berechnungsmethoden: siehe An-
hang III 1).

15.3 Bei besonders g�nstigen wirtschaftlichen Ver-
h�ltnissen h�lt ein Teil der Senate die gebotene
konkrete Bedarfsberechnung f�r erforder-
lich, wenn das nach Abzug der ber�cksichti-
gungsf�higen Aufwendungen einschließlich
des Kindesunterhaltsbedarfs verbleibende Ein-
kommen der Eheleute den Betrag des Einkom-
mens der h�chsten Einkommensgruppe der Un-
terhaltstabelle �berschreitet.

15.4 Vorsorgebedarf

15.4.1 Die Kosten einer notwendigen Kranken- und
Pflegeversicherung des berechtigten Ehegat-
ten, die weder dessen Arbeitgeber zahlt, noch
vom eigenen Einkommen des Berechtigten be-
stritten werden, sowie die Kosten der Alters-
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vorsorge (Altersvorsorgeunterhalt) k�nnen zu-
s�tzlich verlangt werden. Diese Kosten sind bei
der Berechnung der 3/7- bzw. 1/2-Quote vorab
vom anrechenbaren Einkommen des Pflichti-
gen abzuziehen.

15.4.2 Der Altersvorsorgeunterhalt (§ 1578 Abs. 3
BGB) wird in Ankn�pfung an den dem Berech-
tigten zustehenden Elementarunterhalt regel-
m�ßig nach der Bremer Tabelle zweistufig
berechnet. In F�llen besonders g�nstiger wirt-
schaftlicher Verh�ltnisse und bei Anwendung
der Anrechnungsmethode kommt eine einstu-
fige Berechnung in Betracht. Soweit Eink�nf-
ten des Berechtigten kein Versorgungswert zu-
kommt (z. B. Eink�nfte wegen der Versorgung
eines neuen Partners), bleiben diese bei der
Berechnung des Altersvorsorgeunterhalts un-
ber�cksichtigt.

15.4.3 Wegen des Vorrangs des Elementarunterhalts
besteht ein Anspruch auf Altersvorsorgeunter-
halt nur insoweit, als das Existenzminimum des
Berechtigten (vgl. Nr. 21.4.2) gedeckt ist.

15.5 Konkret geltend gemachter trennungsbeding-
ter Mehrbedarf kann dar�ber hinaus ber�ck-
sichtigt werden, wenn dieser Bedarf aus zus�tz-
lichen nichtpr�genden Eink�nften befriedigt
werden kann.

16. Bed�rftigkeit

17. Erwerbsobliegenheit/�berobligatorisches
Einkommen

17.1.1 Betreut ein Ehegatte ein gemeinschaftliches
Kind, das noch die Grundschule besucht, be-
steht in der Regel keine Verpflichtung, einer
Erwerbst�tigkeit nachzugehen. Nach der
Grundschulzeit ist nach den Umst�nden des
Einzelfalls zu entscheiden, ob und in welchem
Umfang bereits eine Erwerbsobliegenheit be-
steht. Hat das Kind das 16. Lebensjahr voll-
endet, muss regelm�ßig eine Vollzeitt�tigkeit
ausge�bt werden. Werden mehrere minderj�h-
rige Kinder betreut, bestimmt sich die Erwerbs-
obliegenheit nach den Umst�nden des Einzel-
falls.

17.1.2 Zur Ber�cksichtigung von Kinderbetreuungs-
kosten siehe Nr. 10.3.

17.2 Im ersten Jahr nach der Trennung besteht f�r
den Berechtigten in der Regel keine Obliegen-
heit zur Aufnahme oder Ausweitung einer Er-
werbst�tigkeit.

17.3 Soweit Eink�nfte des Berechtigten aus einer
--- auch erst nach Trennung/Scheidung aufge-
nommenen --- �berobligatorischen Erwerbs-
t�tigkeit die ehelichen Lebensverh�ltnisse ge-
pr�gt haben/pr�gen, sind sie nach Abzug des

mit der Erwerbst�tigkeit verbundenen Aufwan-
des (z. B. Nr. 10.3) nach Billigkeit zu ber�ck-
sichtigen (vgl. Nr. 7) und in eine Differenzbe-
rechnung einzustellen; soweit solche Eink�nfte
die ehelichen Lebensverh�ltnisse nicht gepr�gt
haben/pr�gen, sind sie nach § 1577 Abs. 2
BGB auf den Bedarf (bzw. die 3/7- oder 1/2-
Quote) anzurechnen.

Weitere Unterhaltsanspr�che

18. Anspr�che aus § 1615 l BGB
Der Bedarf der Mutter und des Vaters eines
nichtehelichen Kindes (§ 1615 l Abs. 1, 2, 5
BGB) richtet sich nach der Lebensstellung
des betreuenden Elternteils; er betr�gt aber in
der Regel mindestens 730 e monatlich, bei Er-
werbst�tigkeit 840 e.

19. Elternunterhalt
Beim Bedarf der Eltern sind Leistungen nach
dem GSiG zu ber�cksichtigen (vgl. Nr. 2.9).

20. Lebenspartnerschaft

Leistungsf�higkeit und Mangelfall

21. Selbstbehalt des Pflichtigen
21.1 Dem Pflichtigen muss nach Abzug der Unter-

haltsanspr�che der Selbstbehalt (Eigenbedarf)
verbleiben.

21.2 Notwendiger Selbstbehalt

Der Selbstbehalt des Pflichtigen betr�gt im
Falle des § 1603 Abs. 2 BGB gegen�ber min-
derj�hrigen und privilegierten vollj�hrigen
(§ 1603 Abs. 2 S. 2 BGB) Kindern mindestens
730 e, bei Erwerbst�tigkeit des Pflichtigen
mindestens 840 e. Hierin sind Kosten f�r Un-
terkunft einschließlich umlagef�higer Neben-
kosten und Heizung (Warmmiete) in H�he
von 360 e enthalten.

21.3 Angemessener Selbstbehalt

21.3.1 Der Selbstbehalt des Pflichtigen betr�gt gegen-
�ber nicht privilegierten vollj�hrigen Kindern
(§ 1603 Abs. 1 BGB) und gegen�ber der Mut-
ter/dem Vater eines nichtehelichen Kindes
(§§ 1615 l Abs. 3 S. 1, 5, 1603 Abs. 1 BGB)
im Regelfall mindestens 1.000 e. Hierin sind
Kosten f�r Unterkunft einschließlich umlage-
f�higer Nebenkosten und Heizung (Warm-
miete) in H�he von 440 e enthalten.

21.3.2 Der angemessene Selbstbehalt eines pflichti-
gen Kindes gegen�ber den Eltern betr�gt min-
destens 1.250 e, wobei die H�lfte des diesen
Mindestbetrag �bersteigenden Einkommens
zus�tzlich anrechnungsfrei bleiben kann. Hie-
rin sind Kosten f�r Unterkunft einschließlich
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umlagef�higer Nebenkosten und f�r Heizung
(Warmmiete) in H�he von 440 e enthalten.

21.4 Eheangemessener Selbstbehalt

21.4.1 Der Selbstbehalt des Pflichtigen gegen�ber
dem Anspruch des Ehegatten entspricht dem
notwendigen Selbstbehalt (Nr. 21.2), wenn bei
dem berechtigten Ehegatten minderj�hrige
oder privilegierte vollj�hrige Kinder leben,
die ebenfalls Unterhaltsanspr�che gegen den
Pflichtigen haben. In anderen F�llen kann
--- namentlich bei Beachtung des § 1581
BGB --- ein erh�hter Selbstbehalt in Betracht
kommen. Unter Billigkeitsgesichtspunkten
wird vielfach ein Betrag von 920 e in Frage
kommen (billiger Selbstbehalt), der auch f�r
den nicht erwerbst�tigen Pflichtigen gilt.

21.4.2 Als Existenzminimum des unterhaltsberech-
tigten Ehegatten, das neben der Mangelvertei-
lung (vgl. Nr. 23) z. B. im Rahmen des § 1579
BGB von Bedeutung sein kann, kommt --- ein-
schließlich evtl. trennungsbedingten Mehrbe-
darfs --- in der Regel ein Betrag von 730 e in
Betracht, bei eigener Erwerbst�tigkeit von
840 e und f�r den Fall, dass der Ehegatte mit
dem Pflichtigen zusammenlebt, ein solcher von
535 e, bei eigener Erwerbst�tigkeit von 615 e.

21.5 Anpassung des Selbstbehalts

Eine angemessene Erh�hung des Selbstbehalts
kommt in Betracht, wenn die in den jeweiligen
Selbstbehalten enthaltenen Wohnkosten nach
den Umst�nden unvermeidbar erheblich �ber-
schritten werden. Beim Verwandtenunterhalt
kann der jeweilige Selbstbehalt unterschritten
werden, wenn der eigene Unterhalt des Pflich-
tigen ganz oder teilweise durch seinen Ehegat-
ten gedeckt wird (vgl. dazu auch Nr. 6.2).

22. Bedarf des mit dem Pflichtigen zusam-
menlebenden Ehegatten

22.1 Ist bei Unterhaltsanspr�chen minderj�hriger
und privilegierter vollj�hriger Kinder der
Pflichtige verheiratet, werden f�r den mit ihm
zusammenlebenden Ehegatten im Regelfall
535 e, bei dessen Erwerbst�tigkeit 615 e ange-
setzt.

22.2 Ist bei Unterhaltsanspr�chen vollj�hriger Kin-
der, Enkel oder nach § 1615 l Abs. 1, 2 BGB
der Pflichtige verheiratet, werden f�r den mit
ihm zusammenlebenden Ehegatten im Regel-
fall 750 e angesetzt.

22.3 Ist bei Unterhaltsanspr�chen der Eltern das un-
terhaltspflichtige Kind verheiratet, werden f�r
den mit ihm zusammenlebenden Ehegatten
mindestens 950 e angesetzt. Im Familienbedarf
von 2.200 e (1.250 + 950 e) sind Kosten f�r

Unterkunft und Heizung in H�he von 770 e

enthalten.

23. Mangelfall
23.1 Reicht das Einkommen des Pflichtigen nach

Abzug seines Selbstbehalts (Nr. 21) zur De-
ckung des Bedarfs aller gleichrangigen Unter-
haltsberechtigten nicht aus, liegt ein Mangelfall
vor. Bei der Frage, ob ein Mangelfall vorliegt,
entspricht der anzusetzende Bedarf f�r minder-
j�hrige und privilegierte vollj�hrige Kinder ih-
rem Bedarf nach der Unterhaltstabelle, f�r den
getrennt lebenden/geschiedenen Ehegatten sei-
nem konkret berechneten Bedarf (Nr. 15), wo-
bei im Einzelfall zur Vermeidung eines unbil-
ligen Ergebnisses vom Vorwegabzug des Kin-
desunterhalts abgesehen werden kann. Liegt
ein Mangelfall vor, ist die Verteilungsmasse
(= bereinigtes Einkommen des Pflichtigen ab-
z�glich Selbstbehalt) auf die gleichrangigen
Unterhaltsberechtigten im Verh�ltnis ihrer Ein-
satzbetr�ge (vgl. Nr. 23.2) zu verteilen.

23.2 Die Einsatzbetr�ge im Mangelfall belaufen
sich

23.2.1 f�r minderj�hrige und privilegierte vollj�hrige
Kinder auf 135 % des Regelbetrages der jewei-
ligen Altersstufe (= Einkommensgruppe 6 der
Unterhaltstabelle),

23.2.2 f�r den getrennt lebenden/geschiedenen Ehe-
gatten auf das Existenzminimum, das sind
730 e bei Nichterwerbst�tigen und 840 e bei
Erwerbst�tigen,

23.2.3 f�r den mit dem Pflichtigen zusammenleben-
den Ehegatten auf dessen Existenzminimum,
das sind 535 e/615 e (vgl. Nr. 22.1).

Anrechenbares Einkommen des Berechtigten
ist von seinem Einsatzbetrag abzuziehen.

23.3 Rechenbeispiel zum Mangelfall siehe An-
hang III 2.

23.4 Wegen der Kindergeldanrechnung wird auf
Nr. 3 verwiesen.

24. Konkurrenz von Unterhaltsanspr�chen
24.1 Zusammentreffen von Anspr�chen minder-

j�hriger Kinder, privilegierter vollj�hriger
Kinder und getrennt lebender bzw. geschie-
dener Ehegatten:

Minderj�hrige Kinder, privilegierte vollj�hrige
Kinder und getrennt lebender/geschiedener
Ehegatte sind gleichrangig (§ 1609 Abs. 2
S. 1 BGB). Die Kinder erhalten den Tabellen-
unterhalt wie zu Nr. 11, der Ehegatte die S�tze
wie zu Nr. 15. Im Mangelfall (vgl. Nr. 23.1)
gilt Nr. 23.2.
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24.2 Zusammentreffen von Anspr�chen mehre-
rer gleichrangiger Ehegatten:

24.2.1 Die Ehegatten (etwa die geschiedene Ehefrau
und die zweite Ehefrau) erhalten grunds�tzlich
den gleichen Anteil. Die Verteilung erfolgt also
im Verh�ltnis 4:3:3, ist der Pflichtige nicht er-
werbst�tig, im Verh�ltnis 1:1:1.

24.2.2 Lebt ein Ehegatte mit dem Pflichtigen zusam-
men, ist mit R�cksicht auf die Ersparnis durch
gemeinsame Haushaltsf�hrung in der Regel ein
Ausgleich zugunsten des anderen Ehegatten in
der Weise vorzunehmen, dass sich ein Verh�lt-
nis von 4:3,3:2,7 ergibt, wenn der Pflichtige
nicht erwerbst�tig ist, von 3,6:3,6:2,8.

24.2.3 Hat der geschiedene Ehegatte eigenes Einkom-
men, kann folgende L�sung erwogen werden:

Zun�chst ist der Unterhalt des zweiten Ehe-
gatten (ohne Einkommen) nach dem anrechen-
baren Einkommen des Pflichtigen unter Be-
r�cksichtigung beider Ehegatten (Ehefrauen),
aber ohne Ber�cksichtigung des Einkommens
des geschiedenen Ehegatten zu berechnen.
Sodann ist in einem zweiten Gang der An-
spruch des geschiedenen Ehegatten nach
Nr. 15 zu errechnen, wobei jedoch zuvor von
dem Einkommen des Pflichtigen der im ersten
Gang ermittelte Unterhalt des zweiten Ehegat-
ten vorab als Verbindlichkeit abzuziehen ist.

Im Mangelfall (vgl. Nr. 23.1) ist die Vertei-
lungsmasse im Verh�ltnis ihrer Einsatzbetr�ge
nach Nrn. 23.2.2 und 23.2.3 aufzuteilen.

F�r den Fall, dass der zweite Ehegatte Ein-
kommen hat, wird von einem L�sungsvor-
schlag abgesehen.

24.3 Zusammentreffen von Anspr�chen mehre-
rer gleichrangiger Ehegatten und minder-

j�hriger sowie privilegierter vollj�hriger
Kinder:

Die Kinder erhalten den Tabellenunterhalt wie
zu Nr. 11, die Ehegatten die Anteile wie zu
Nr. 24.2.1 und 24.2.2 nach Vorwegabzug des
Kindesunterhalts. ImMangelfall (vgl. Nr. 23.1)
gilt Nr. 23.2.

24.4 Zusammentreffen von Anspr�chen mehre-
rer Ehegatten bei Vorrang des geschiedenen
Ehegatten:

Bei Vorrang des geschiedenen Ehegatten
(§ 1582 BGB) ist dessen Unterhaltsbedarf nach
den in Nr. 24.1 dargestellten Grunds�tzen zu
ermitteln. Bei Vorhandensein minderj�hriger
und privilegierter vollj�hriger Kinder neben
dem geschiedenen und dem zweiten Ehegatten
gilt der in § 1609 Abs. 2 S. 1 BGB angeordnete
Gleichrang aller Kinder mit dem Ehegatten nur
f�r den nach § 1582 BGB vorrangig geschie-
denen, nicht auch f�r den nachrangigen zweiten
Ehegatten. Gleichrang aller Kinder mit dem
zweiten Ehegatten ist nur dann anzunehmen,
wenn der geschiedene Ehegatte keine Unter-
haltsanspr�che hat oder stellt.

24.5 Zusammentreffen von Anspr�chen mit be-
reits titulierten Anspr�chen:

Soweit Unterhaltsanspr�che anderer Berechtig-
ter bereits tituliert sind, ist die Rechtslage in der
Regel wie bei gleichzeitiger Entscheidung �ber
alle Unterhaltsanspr�che zu beurteilen. Der
Verpflichtete/Berechtigte ist auf eine Ab�nde-
rungsklage gem�ß § 323 ZPO zu verweisen.

Sonstiges

25. Der Unterhaltsbetrag ist auf volle Euro
aufzurunden.
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Anhang

I. D�sseldorfer Tabelle

Einkommensgruppen
Anrechenbares
Einkommen des

Pflichtigen

Altersstufen

Vom-
hundert-
satz

Bedarfs-
kontrollbetrag
Nr. 11.2.2

0–5
(Geburt bis

6. Geburtstag)

6–11
(6. bis 12.
Geburtstag)

12–17
(12. bis 18.
Geburtstag)

ab 18

Alle Betr�ge in Euro

1. bis 1.300 199 241 284 327 100 % 730/840

2. 1.300–1.500 213 258 304 350 107 % 900

3. 1.500–1.700 227 275 324 373 114 % 950

4. 1.700–1.900 241 292 344 396 121 % 1.000

5. 1.900–2.100 255 309 364 419 128 % 1.050

6. 2.100–2.300 269 326 384 442 135 % 1.100

7. 2.300–2.500 283 343 404 465 142 % 1.150

8. 2.500–2.800 299 362 426 491 150 % 1.200

9. 2.800–3.200 319 386 455 524 160 % 1.300

10. 3.200–3.600 339 410 483 556 170 % 1.400

11. 3.600–4.000 359 434 512 589 180 % 1.500

12. 4.000–4.400 379 458 540 622 190 % 1.600

13. 4.400–4.800 398 482 568 654 200 % 1.700

�ber 4.800 nach den Umst�nden des Falles

II. Kindergeldverrechnungstabelle

Kindergeldanrechnung nach § 1612 b Abs. 5 BGB

1) Anrechnung des (h�lftigen) Kindergeldes f�r das 1. bis 3. Kind von je 77 EUR

Einkommensgruppe 0–5 Jahre 6–11 Jahre 12–17 Jahre

1 = 100 % 199 – 7 = 192 241 – 0 = 241 284 – 0 = 284

2 = 107 % 213 – 21 = 192 258 – 9 = 249 304 – 0 = 304

3 = 114 % 227 – 35 = 192 275 – 26 = 249 324 – 17 = 307

4 = 121 % 241 – 49 = 192 292 – 43 = 249 344 – 37 = 307

5 = 128 % 255 – 63 = 192 309 – 60 = 249 364 – 57 = 307

6 = 135 % 269 – 77 = 192 326 – 77 = 249 384 – 77 = 307

2) Anrechnung des (h�lftigen) Kindergeldes f�r das 4. Kind und jedes weitere Kind von je 89,50 EUR

Einkommensgruppe 0–5 Jahre 6–11 Jahre 12–17 Jahre

1 = 100 % 199 – 19,50 = 179,50 241 – 4,50 = 236,50 284 – 0 = 284

2 = 107 % 213 – 33,50 = 179,50 258 – 21,50 = 236,50 304 – 9,50 = 294,50

3 = 114 % 227 – 47,50 = 179,50 275 – 38,50 = 236,50 324 – 29,50 = 294,50

4 = 121 % 241 – 61,50 = 179,50 292 – 55,50 = 236,50 344 – 49,50 = 294,50

5 = 128 % 255 – 75,50 = 179,50 309 – 72,50 = 236,50 364 – 69,50 = 294,50

6 = 135 % 269 – 89,50 = 179,50 326 – 89,50 = 236,50 384 – 89,50 = 294,50

Das anzurechnende Kindergeld kann auch nach folgender Formel berechnet werden:
Anrechnungsbetrag = 1/2 des Kindergeldes + Richtsatz der jeweiligen Einkommensgruppe --- Richtsatz der 6. Einkommens-
gruppe (135 % des Regelbetrages). Bei einem Negativsaldo entf�llt die Anrechnung. Ab Einkommensgruppe 6 wird stets
das Kindergeld zur H�lfte auf den sich aus der Tabelle ergebenden Unterhalt angerechnet (§ 1612 b Abs. 1 BGB).
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III. Rechenbeispiele

1. Differenzmethode/Additionsmethode
Mann (M): 3.500 e Nettoeinkommen;
Frau (F): 700 e Nettoeinkommen
800 e Wohnvorteil des in der Ehewohnung verblie-
benen M,
600 e Hauslasten von M getragen
Additionsmethode:
3.500 e 6 6/7 = 3.000 e Einkommen M

+ 800 e Wohnvorteil
--- 600 e Hauslasten

700 e 6 6/7 = + 600 e Einkommen F
3.800 e

1/2 = 1 900 e Bedarf der F
--- 600 e Einkommen F
1.300 e Anspruch F

Differenzmethode:
3.500 e 6 6/7 = 3.000 e Einkommen M

+ 800 e Wohnvorteil
--- 600 e Hauslasten

700 e 6 6/7 = --- 600 e Einkommen F
2.600 e

1/2 = 1.300 e Anspruch F
oder
(3.500 e --- 700 e) 6 3/7 = 1.200 e + ((800 e --- 600 e)
6 1/2) = 1.300 e

2. Mangelfallberechnung
Mann (M): 1.550 e Nettoeinkommen;
Frau (F): kein Einkommen;
Kind 8 Jahre (K1); Kind 5 Jahre (K2)

1. Stufe: Bedarfsermittlung und Feststellung des Man-
gelfalls

1.550 e anrechenbares Einkommen des M
--- 275 e Unterhalt K1, Tabellen-Bedarfssatz der

3. Eink.-Gruppe/2. Altersstufe
--- 227 e Unterhalt K2, Tabellen-Bedarfssatz der

3. Eink.-Gruppe/1. Altersstufe
1.048 e

3/7 = 449 e Bedarf der F nach den ehelichen
Lebensverh�ltnissen

Bei einem Missverh�ltnis zwischen Kindes- und Ehe-
gattenbedarf kommt eine Korrektur der Bedarfsermitt-
lung durch Verzicht auf Vorwegabzug des Kindesun-
terhalts in Betracht (Nr. 23.1).

Leistungsf�higkeit des M:
1.550 e anrechenbares Einkommen des M
--- 275 e Bedarf K1
--- 227 e Bedarf K2
--- 449 e Bedarf F
599 e verbleiben M

Es liegt ein Mangelfall vor, da das verbleibende Ein-
kommen unterhalb des notwendigen Selbstbehalts von
840 e liegt (Nr. 23.1). Ein etwaiger Kindergeldaus-
gleich bleibt bei der Feststellung des Mangelfalles
unber�cksichtigt.

2. Stufe: ,Mangelverteilung
Ermittlung der Verteilungsquote: Verh�ltnis des
Gesamtbetrages der Einsatzbetr�ge aller gleichrangi-
gen Unterhaltsberechtigten auf der Grundlage des je-
weiligen Existenzminimums der Kinder (Nr. 23.2.1)
und der Ehefrau (Nr. 23.2.2) in H�he von 1.325 e
(326 e f�r K1, 269 e f�r K2 und 730 e f�r F) zur
Verteilungsmasse 710 e (1.550 e ./. 840 e Selbstbe-
halt) = 53,58 %.

Aufteilung der Verteilungsmasse:
auf K1 entfallen 326 e 6 53,58 % = 174 e
auf K2 entfallen 269 e 6 53,58 % = 144 e
auf F entfallen 730 e 6 53,58 % = 392 e.

Da die f�r die Kinder ermittelten Betr�ge unter den
Zahlbetr�gen der 6. Eink.-Gruppe abzgl. h�lftiges Kin-
dergeld liegen (hier: 249 e und 192 e), kann das Kin-
dergeld weder zur H�lfte noch mit einem Teilbetrag
hiervon zugunsten des M abgezogen werden, d. h. die
Anrechnungsregelung des § 1612 b Abs. 5 BGB f�hrt
dazu, dass ein Kindergeldausgleich nicht stattfindet.

3. Stufe: Billigkeitspr�fung des Ergebnisses
Eine Korrektur des Ergebnisses unter dem Gesichts-
punkt der Billigkeit und Angemessenheit ist hier nicht
veranlasst.




